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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im Oktober 2016 hatte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) über
den Fall einer Schweizer Bezügerin einer Unfallrente zu entscheiden, die von
Privatdetektiven observiert worden war. Beauftragt worden waren die Privatdetektive
von der Unfallversicherung, die den Verdacht hegte, dass die Rentnerin ihre
Arbeitsunfähigkeit nur vortäusche. Aufgrund eines in der Folge unter Miteinbezug der
Resultate der Observierung erstellten Gutachtens waren die Versicherungsleistungen
der Rentnerin gekürzt worden – ein Vorgehen, das 2010 auch vom Bundesgericht
gestützt worden war. Der Gerichtshof in Strassburg urteilte jedoch, dass dieses
Vorgehen das Recht auf Achtung von Privat- und Familienleben verletzt habe. Ferner sei
die Gesetzesgrundlage in der Schweiz – in Betracht gezogen wurden das ATSG und das
UVG – bezüglich der Observierung von Versicherten nicht ausreichend. Die
Rahmenbedingungen seien nicht klar geregelt, so sei zum Beispiel fraglich, wann und
wie lange Observationen durchgeführt werden dürfen und was mit den erhobenen
Daten geschehe. 
Dieser Entscheid des EGMR dürfte gemäss Experten Auswirkungen auf die
Überwachung von Leistungsbeziehenden durch die UV im Allgemeinen, aber auch
durch die IV haben, da vermutlich auch die Bestimmungen im IVG nicht ausreichten.
Die Suva gab in der Folge bekannt, bis auf Weiteres auf den Einsatz von Detektiven zu
verzichten. Der Behindertenverband Agile.ch kritisierte, IV-Bezügerinnen und -Bezüger
würden unter Generalverdacht gestellt. In Bundesbern wurden noch im November 2016
zwei parlamentarische Initiativen (Pa.Iv. SGK-SR, Pa.Iv. SVP-Fraktion) eingereicht, mit
denen die gemäss EGMR für Observationen nötige Gesetzesgrundlage geschaffen
werden soll. 1
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Im August 2019 veröffentlichte das Bundesgericht schliesslich seine Urteile zu den drei
offenen Beschwerden des Referendumskomitees bezüglich des Abstimmungskampfes
gegen die Überwachung von Versicherten. Das Komitee hatte im Juli 2018 gegen je ein
Dokument auf der Webseite des BSV und der Suva Abstimmungsbeschwerde an den
Regierungsrat des Kantons Zürichs eingereicht und die Entfernung der Dokumente
respektive die Feststellung, dass es sich dabei um irreführende Informationen handle,
oder die Möglichkeit zu einer Stellungnahme im Dokument gefordert. Im September
2018 erhob das Komitee eine zweite Abstimmungsbeschwerde gegen das
Bundesbüchlein mit der Forderung, verschiedene Textpassagen und Tabellen zu ändern
oder zu streichen. Nach der Abstimmung im November 2018 folgte eine weitere
Abstimmungsbeschwerde mit der Forderung, das Abstimmungsergebnis aufzuheben.
Der Zürcher Regierungsrat ging auf keine der drei Beschwerden ein mit der
Begründung, die gerügten Punkte hätten kantonsübergreifende Auswirkungen, worauf
das Referendumskomitee alle drei Beschwerden ans Bundesgericht weiterzog. Dieses
vereinigte die drei Beschwerden und stellte im August 2019 fest, dass auf die zweite
und dritte Beschwerde nicht einzutreten sei. Die bundesrätlichen
Abstimmungserläuterungen seien nicht direkt anfechtbar und einen Einfluss auf die
allgemeine Informationslage im Vorfeld einer eidgenössischen Volksabstimmung – die
anfechtbar wäre – habe das Komitee nicht genügend dargelegt.
Bezüglich der ersten Abstimmungsbeschwerde, auf die es eingetreten war, stellte das
Bundesgericht fest, dass das BSV im kritisierten Dokument «die interessierten
Stimmberechtigten in sachlich gehaltener Form und Sprache über die neuen
Bestimmungen des ATSG orientiert» habe. Als Teil einer umfangreicheren
Dokumentation des BSV zur Revision des ATSG müsse dieses nicht vollständig sein –
auch wenn die übrigen Dokumente erst später, für das Gericht allerdings noch früh
genug, auf der Internetseite des BSV publiziert worden seien. Auch der Suva sprach das
Bundesgericht die Berechtigung zu, im Vorfeld der Abstimmung Stellung zu beziehen,
da sie durch die Abstimmung besonders betroffen sei. Zwar missfiel auch dem
Bundesgericht der Titel des Dokuments der Suva «Faktencheck zum
Observationsgesetz», da dieser den Eindruck rechtlich gesicherter Fakten erwecke –
insbesondere wenn Prognosen über die Anwendung der neuen Gesetzesartikel im Text
als «richtig» oder «falsch» bezeichnet würden. Die Aussagen seien aber nicht
«eindeutig faktenwidrig», zudem müsse die Suva als betroffenes Unternehmen nicht
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politisch neutral sein. Abschliessend hielt das Gericht die Möglichkeit, dass die
Abstimmung ohne den entsprechenden Mangel anders ausgefallen wäre, aufgrund der
Deutlichkeit des Ergebnisses nicht für plausibel. Damit wies es die letzte der drei
Abstimmungsbeschwerden ab. 
In der Folge setzte der Bundesrat das Gesetz und die Verordnung mit einem Monat
Verspätung per 1. Oktober 2019 in Kraft. 2

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Oktober 2020 rügte der EGMR die Schweiz für die Ungleichbehandlung von
Witwern und Witwen. Zuvor hatte ein Witwer aus dem Kanton Appenzell Ausserrhoden
ein Urteil des Bundesgerichts aus dem Jahr 2012 an den EGMR weitergezogen, der ihm
das Recht auf eine Hinterbliebenenrente nach dem Erreichen der Volljährigkeit durch
seine jüngste Tochter verneint hatte. Er argumentierte, dass er gegenüber verwitweten
Frauen benachteiligt werde, da diese auch nach Volljährigkeit ihrer Kinder und teilweise
gar, ohne Kinder zu haben, eine Witwenrente erhielten. Mit knapp 60 Jahren habe aber
auch er – genauso wie Witwen – keine Chance mehr auf einen beruflichen
Wiedereinstieg. 
Seinen Vorwurf, wonach dies der Gleichstellung von Frauen und Männern
widerspreche, bestätigte der EGMR. Zwar sei eine Ungleichbehandlung bei sehr guten
Gründen möglich, ein solcher liege hier aber nicht vor. Somit verstosse das geltende
Gesetz gegen die Menschenrechtskonvention. Das Bundesgericht hatte 2012 auf das
entsprechende 1948 durch das Parlament erlassene Gesetz verwiesen. Unklar war zu
diesem Zeitpunkt noch, ob die Schweiz das Urteil an die Grosse Kammer des EGMR
weiterziehen wird oder nicht. Damit das Urteil rechtskräftig werden würde, müsste der
Kläger am Bundesgericht eine Revision des Schweizer Urteils verlangen, erklärte
humanrights.ch. Zu einer Gesetzesänderung könnte es aber auch so kommen, wurden
doch im Nachgang des Entscheids verschiedene Postulate (Po. 20.4449), Motionen (Mo.
20.4445; Mo. 20.4693) und parlamentarische Initiativen (Pa.Iv. 21.416; Pa.Iv. 21.511, Pa.Iv.
21.512) eingereicht. 
Auch die Presse diskutierte insbesondere über die Folgen dieses Urteils, wobei sie sich
vor allem fragte, ob die Rente der Witwer derjenigen der Witwen angepasst werden
solle oder umgekehrt. Dabei offenbarten die Medien unterschiedliche Präferenzen.
Einige wiesen darauf hin, dass eine Verwitwung gemäss einem Bericht des Bundesrates
heute weniger gravierende Auswirkungen habe als eine Scheidung oder Trennung.
Zudem wurde auf die hohen Kosten einer Ausweitung der Witwerrente verwiesen.
Andererseits wurde argumentiert, dass Witwenrenten aufgrund der höheren
Lebenserwartung sehr viel häufiger seien als Witwerrenten, weshalb sich die
Mehrkosten durch eine grosszügigere Regelung für die Witwer in Grenzen halten
würden. Neben den inhaltlichen Fragen wurde in der Berichterstattung auch über
fremde Richter und über die abgelehnte Selbstbestimmungsinitiative diskutiert. 3
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1) BZ, NZZ, SGT, 19.10.16; WW, 20.10.16; SGT, 21.10.16; So-Bli, 23.10.16
2) Medienmitteilung BSV vom 30.8.19; Urteil des Bundesgerichts vom 8.8.19
3) TA, 21.10.20; NZZ, TA, 22.10.20; TA, 27.10.20
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